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Landgericht OsnabrQck

.

In der Straesache

BfG Hemburg Kto. 1166319 4/50
PSchKtC' Harnburg 211635 - 200

IG/Je./601

gegen

Ronald A u g u s t i

wird beantragt.
','

1.) das gesamte Beweis- und Ermittlungs
material, das im Verfahren gegen die
Rote Armee Fraktion ( 1 BIs 6/71) ge­
sammelt worden ist, insgesamt nach
offizieller Angabe 1800 Ordner, zentral
ge~ammelt beim Bundeskriminalamt, heran­
zuziehen,

2.)

••

mindestens heranzuziehen den Teil der
Ermittlungs- und Beweisunterlagen, den
das Bundeskriminalamt über die Bundes­
anwaltschaft und die Staatsanwaltschaft
dem Gericht in Stuttgart zur Verfügung
gestellt hat, also 134 Sachordner,

3.) in jedem Fall die SDdderordner voll
ständig heranzuziehen,' die in der An ­

klage gegen Ronald Augustin genannt sind,
~

-~~" ~_::a:1la_tl:._"",",,, ,,,,,_•••·,," _
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Zu" den Prinzipien eines rechtsstaatlichen Verfahrens ge·- .

h6rt~daß dem Gericht das 'gesamte Ermittlungsmaterial vor-

.~gelegt wird (§ 198 11, 147 StPO). Nicht nur im Verfahren in

Stuttgart, sondern auch in diesem Verfahren muß die Ver ­

teidigung der Staatsanwaltschaft. den Vorwurf machen, die

-Akt.endadurch zu manipulieren, daß SchrittstUcke oder andere
~:'Beweismittel den Akten vorenthalten werden •

Das Verfahr~n gegen die Rote Armee Fraktion I.ichnet sich

dadurch aus, daß die politischen Verfolgungs- und Ver­

nich~ungsinteressen der ~taatsschutzabteilung beim Bundes­

kriminalamt und beim Generalbundesanwalt zur Ausschaltung

rechts staatlicher Grundsätze und der Recht& der Gefangenen

'.und-Beschuldigten rühren.· ;-:.'

.~.. -.~
• 4 j_l> •..:'~',.~'..

.

(

.Nach den gesetzlichen Bestimmungen gehört zu den Akten das

in der betreffenden Strafsache vom erstenZugritf an. ge ­

,sammelte Material, einschließlich etwaiger Ton- und Bild

aufnahmen (Schwarz-Kleinknecht StPO-Kommentar § 147 Anm.3).

Im Kommentar von Loewe-Rosenberg heißt es:
"

"

;.

,
"Was für das Verfahren geschaffen wird, kann
ihm nicht gleiChzeitig vorenthalten werden."

(§ 147 Anm.2)
'(

Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs ist das Ge - .

ricbt verpflichtet, alle err~ichbaren Aktenunterlagen recht­

zeitig heranzuziehen, wenn der Akteninhalt erheblich~t. Das

folgt aus seiner Aufklärungspflicht (BGH St 6.129). Der Akten­

inhalt ist schon dann erheblich, wenn er Anhaltspunkte für

weitere Aufklärung gibt.

Das Bundeskriminalamt, die Bundesanwaltschaft und die Staats-
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Frankfurter Rund ­

dieses Akten - "

in der;Frankfurter
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Der Generalbundesanwalt hat gegenüber der

schau bereits am 20.7.1974 zugegeben, daß

material vorhanden ist. Es heißt wörtlich
. ~.

Rundschau:

-

"Dieses Aktenmaterial erstrecke sieh auf Baader-
Meinhof-Gesamtkomplex. Dieses Aktenmaterial be -
rühre nur zum Teil die Verfahren der rUnf Be
sChuldigten im Stuttgarter Prozeß."

In dem Verfahren in Stuttgart gegen Baader u.a. hat der '...

Generalbundesanwattdem Gerioht und den Verteidigern insge-

siunt'134Stehordner mit Ermittlungsmaterial zugänglich ge·-
~':~ .:.'

macht •.

Die Vorlage und Herausgabe der UbrigenAkten' mit Ermittlungs­

und Beweismaterial, die bei der Staatsschutzabteilung des'

Bundeskriminalamtes liegen, hat das Bundeskriminalamt und

der Generalbundesanwalt bisher abgelehnt. Es ist also nach

der Rechtsprechung Sache des GeriChts, diese Akten heranzu ­

ziehen~ Da wir selbst bisher keine vollständigeAktenein8ich~

hatten,könnenwir diese weiteren Ordner im einzelnen nicht
bezeiChnen.:' .(

. -~.... ,~~, . ';"."

anwaltschaften haben den Gerichten bisher nur einen geringen

'.Bruchteil der Ermittlungsunterlager. zur Verfügung gestellt~

Die Ermittlungsbehörden haben bereits öffentlich erklärt, ._
<ft '"."."

daß/insgesamt 180ß Aktenordner gibt•.Der·Leitende Beamte .;.,:'::.~'". '.

Ruckmich von der Staatsschutzabteilung des Bundeskriminal ­

.amtes, der in diesem Verfahren vernommen werden 8011, hat

das eidliCh am 25.6.1974 bestätigt •. ;

•
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Der Hinweis des Generalbundesanwalta darauf, d'aßes sich um

.Ermittlungsunterlagen gegen ~~dere Beschuldigte handelt •

.zeigt, daß es sich sachlich um eieseIben Vo~~Urre handelt.

Es besteht also der dringende Verdacht, daß Bewels- und Er ­

mittl\ingsmaterlal vorenthalten wird, um die Prozesse gegen '

die RAP von vornherein in eine bestimmte RiChtung zu mani ­

pUlieren, in die Richtung, die das Bundeskriminalamt zusammen
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wiesen.

Diese Ordner liegen dem Gericht und den Verteidigerndies8s, ' .
Verfahrens bis heute nicht vor.'· .,'"

;

" Das Gericht muß mindestens die Ordner und.dasBeweis~ und

Ermittlungsmaterial herbeiziehen, das vom Bundeskriminal­

...-:~;:.~,,"amt über,denGeneralbundesanwalt dem Oberlandesgericht in

.' Stuttgal't .,vorgelegt worden ist. »ies.ir jetzt erst aus den

.; uns. I1berlassenen Akten der' Staatsanwaltschaft Osnabrück

festgestellt haben, sind diese Ordner auch 'der Staatsan

.,',,.,waltschaft in Osnabrüok bekannt. In einem Schreiben an den:
Vorsitzenden der Strafkammer vom 2.September 1974 wird aus­

drücklioh_,~Uf die Existenz von ca. 139 Leitzordnern hinge";

.'

f

"

(

.... ­."...• .,.

,.

"Falls die in Band V aufgeführten Urteile
nicht ausreichen, sondern nach dem Dafür­
halten des Gerichts die zugrundeliegenden
Akten zur Vorbereitung oder Durchführung

~~ des Hauptverfahrens erforde~lich sein
Bollten, wird gebeten, diese Akten kunz ­
fristig von den Verwahrstellen unmittelbar
anzufordern."

.,.
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Zuden'13!; Ordner weisen wir darauf hin. daß jedenfalls,
die 134 Ordner des Oberlandesgerichts Stuttgart unvoll ~

:~8tändig sind. Aus diesen ~kten sind zahlreiche Seiten, ent­

ternt. Die ErmittllL"1gsunterlagensind nicht nach dem zeit-

,lichen Al?laut der Erm1ttlungsvorgänge geordnet. sondern

völlig willkUrlich. Dieswillkürliebe Zusammens~ellung,von

.Ermittlungsberiohten und Protokollen. wie es auch in' diesem

Vert~~ren anzutreffen ist, verschleiert den Versuch, Mat~riul

..zurückzuhalten. Nur die q,bliche Aktenordnung, nachdem seit- ,..

lichen Ablau~f garantiert die ~ontrolle durch Gericht und

·~~~teidiger. ~, .,*';~J ".;tJL€",{;U '~d~· .."

III. 2LVla.U\ ~\:f'1 ~y~
Wir halten samtliche Akten für erforderlich~ die in diesem

Antrag genannt sind. Mindestens sind jedoch die Akten er..
:.forderlich, auf" die sich die Anklage dieser Staatsanwalt -

...

schaft bezieht und in deren Zusammenhang dem Getangenen

Ronald Augustin Tatbeteiligung vorgworfen wird. Tatsächlich

hat die Staatsanwaltschaft Osnabrück aus solchen Ordnern
.. -\-

2 bis 10 Blatt entfernt und diese Ordner im ü~rigen dem

Gericht nicht vorgelegt. Das bedeutet, daß insbesondere

entlastende Beweismittel oder Beweismittel, die mindestens

belastende Beweismittel in Frage stellen können, weder dem

Gericht noch den Verteidigern bekannt gemacht,werden •

.,~'der Anklage ge~en Ronald Augustin stellt ~ie Staatsan­
waltschaft die Behauptung auf, AUfzeichnungen und Spuren

'des Gefangenen seien in folgenden Wohnungen zu finden:

In Berlin: Weddingstraße 5 und Ro:::tocl~eretraße22~

..in Hamburg: Ohlsdorferstraße 1-3,' Bartholomäusstraße.

'":";'

(

'i

Außerdem wird in Hamburgdie Behauptung aufgestellt, in der

Heimhuderstraße sei Material gegenden Gefangenen gefunden

worden. Nur die let~tgenannte Akte ist jetzt und in letzter

Minute vor Beginn der Hauptverhandlung den Verteidigern zur

Vertagung gestellt worden. Alle übrigen Ordner liegen hier
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An der Zerstör'ung der Int~gritlt der Akt~n ist auch' das,

Gericht beteiligt. Der Vorsitzende Richter des Schwur ­

gerichts hat in einer Verfügung gemäß Bl.161& der Staats- ,

anwaltschaft Aktenteile zurückgegeben' und 'die Staatsan .•

w~l~schaft aufgefordert, davon nur die Blätter vorzulegen,
die für' den Prozeß erforderlich seien. Das kann nur so

'verstanden werden, daß das Gericht nur das Material \;., ..

:--wünscht,mit dem eine Verurteilung de.s Gefangenen gesiChert
wird. DArauf hat die Staatsanwaltschaft den prinzipiell

richtigen Standpunkt vertreten, daß diese Blätter einge- ',·t." '

hettet und damit Bestandteil der Akten geworden selen.

Warum die Staatsanwaltschaft in Osnabrück diesen Stand­

punkt nich~tt, sondern selbst 'Akten manipuliert,' ~-,

lafl UlnSO erstaunlicher. ,"
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Der Zweok der Aktenmanipulation und der Vorenthaltung

von Akten ist klar. Das Bundeskriminalamt, die Bundesan

,waltsohaft und die Staatsanwaltschaften haben SChwierig­

keiten, die Gefangenen aus der RAF zu verurteilen. Das

,Bundeskriminalamt hat deshalb in einem Bericht an' den

Generalbundesanwalt auch festgestellt" d'aß die ,Aussage ••

verweigerung der Gefangenen die Ermittlungen erschwerten.

Anfangs habe man dafür Verständnis gehabt. Besonders er ­

staunt zeigt siah das Bundeskriminalamt, daß die Gefangenen

aus der RAP trotz längerer' Haftdauer, trotz Isolation

also, ihre Haltung nicht geändert haben.

Damit'wird auch der Hintergrund für die öffen~che

Kampagne gegen die Gefangenen aufgedeckt. Ihre Verurteilung

soll durchgesetzt werden, obwohl die Beweismaterialien nicht
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"Das Gericht selbst ist nicht in der Lage, den Prozeß zu

fUhren. ohne in Besitz und in Kenntnis des gesamten Akten­

;,materi~ls zu sein. Das gilt ganz besonders und ottensicht- "

'lich für das Material. das in der Anklage im Zusammenhang

mit Ronald Augustin genannt wird. Da die Anklage aber eine

..Verurteilung des Getangenen als Mitglied der Roten Armee

Fraktion fordert, ist es notwendig, sich über das, was 'i '

das Bundeskriminalamt J die Bundesanwalts,chatt und die ,'~

Staatsanwaltschaft der RAF vorwirft. ein Bild zu verschaffen.

Sonst k••• xmasxYzteiixRäRRXRi ••' ist es von vorhherein un-

" möglich. ein Urteil zu sprechen, das auf den inder Haupt­

verhandlung festgestellten Tatsachen beruht. Ohne diese

Akten würde das Urteil ausschließlich ein Ergebnis der

Vorverurteilung in der Presse. der Kampagne des Bundes -

icriminalamtes sein.'" ' e ,'r"

, ,

".- ....•.

',:~~',auareichen. Es 8011 in der ötfentlichkeit und hei den

" ·~"'Richtern ein Bewußtsein dafür geschaffen werden, da~\'. -.,.

,: . ,';<' ,, trotz der s.chlechten Beweissituation eine Verurteilung

':,der Gefangenen erfolgen muß. Schon jetzt ist klar. daß,

kein Gericht die' Gefangenen verurteilen würde. wenn das

gesamte Ermittlungsmaterial vorliegen würde. Die tür

", eine Verurteilung notwendige Gel':ißheitwürde dann zu

':einer s~lchen ~ngewißheit und Unsicher~t zerrinnen.

daß die GetanFtenen freigelassen werden müßten •. :
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~~Z.l R,A Kurt Cl rc~ .. voJd

Rechtsanwalt


